
1. Die Erfüllung der Voraussetzungen des § 25b Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 5 AufenthG-E ist in der Regel sowohl  
notwendig als auch hinreichend für die Annahme einer nachhaltigen Integration des Ausländers im Sinne des § 25b 
Abs. 1 Satz 1 AufenthG-E.

2.  Von  dem  Versagungstatbestand  des  §  25b  Abs.  2  AufenthG-E  nicht  erfasste  (zurückliegende)  Identitäts-
täuschungen und Straftaten stehen der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis dann entgegen, wenn sie nach ihrer Art 
oder Dauer so bedeutsam sind,  dass sie  das Gewicht der nach § 25b Abs.  1 Satz  2 Nrn.  1 bis  5 AufenthG-E  
relevanten Integrationsleistungen für die nach Abs. 1 Satz 1 maßgebliche Annahme der nachhaltigen Integration 
beseitigen.

(Amtliche Leitsätze)

18 B 486/14

Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen

Beschluss vom 21.07.2015

T e n o r :

Die Beschwerde wird zurückgewiesen.

Die Antragstellerin trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens.

Der Streitwert wird für das Beschwerdeverfahren auf 5.000,- EUR festgesetzt.

G r ü n d e :

Die Beschwerde hat keinen Erfolg. Die dargelegten Gründe, auf deren Prüfung der Senat gemäß § 146 Abs. 4 Satz  

6 VwGO beschränkt ist, rechtfertigen keine Änderung des angefochtenen Beschlusses.

Das  Beschwerdevorbringen  greift  zunächst  nicht  durch,  soweit  es  sich  gegen  die  behördliche  Vollziehungs-

anordnung wendet. Den formellen Erfordernissen genügt die Anordnung der sofortigen Vollziehung der Nrn. 1 und 

3 der angefochtenen Ordnungsverfügung. Insbesondere enthält die Ordnungsverfügung eine den Anforderungen des 

§ 80 Abs. 3 Satz 1 VwGO genügende auf den Einzelfall bezogene Begründung. Die Frage, ob die von der Behörde  

zur Begründung der Vollziehungsanordnung angeführten Gründe den Sofortvollzug tatsächlich rechtfertigen, ist in 

diesem Zusammenhang grundsätzlich unerheblich. Ob die Anordnung der sofortigen Vollziehung gerechtfertigt ist, 

ist vielmehr anhand einer vom Gericht vorzunehmenden eigenständigen Interessenabwägung zu beurteilen (vgl.  

OVG NRW, Beschlüsse vom 13. September 2012 - 6 B 852/12 -, juris, vom 15. November 2011 - 8 B 1184/11 -, 

NWVBl. 2012, 276 m.w.N., vom 18. Mai 2011 - 5 B 1323/10 -, juris, und vom 10. März 2011 -18 B 129/11 -; OVG 

Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 23. August 2013  - OVG 11 S 13.13  -, juris, VGH BW, Beschluss vom 25. 

September 2012  - 10 S 731/12  -, DVBl. 2012, 1506 sowie BayVGH, Beschluss vom 30. August 2007  - 1 CS 

07.1253 -, juris).

Ein besonderes Vollzugsinteresse hinsichtlich der Ausweisung besteht indes im Fall der Antragstellerin. Insoweit  

kann  offen  bleiben,  inwieweit  generalpräventive  Erwägungen  geeignet  sein  können,  einen  Sofortvollzug  zu 

rechtfertigen (vgl. hierzu BVerfG, Beschlüsse vom 25. September 1986 - 2 BvR 744/86 -, NVwZ 1987, 403 und 
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vom 19. August 1983 - 2 BvR 1284/83 -, NVwZ 1983, 667, OVG NRW, Beschlüsse vom 26. Oktober 2009 - 18 B 

920/09 -, juris und vom 24. Februar 1998 - 18 B 1466/96 -, InfAuslR 1998, 389, OVG LSA, Beschluss vom 18. 

Oktober 2006 - 2 M 234/06 -, juris, Nds. OVG, Beschluss vom 17. August 2001 - 11 MA 2457/01 -, InfAuslR 2002, 

13, BayVGH, Beschluss vom 17. November 2000 - 24 ZS 00.3111 -, juris, Hambg.OVG, Beschluss vom 13. Januar 

1998 - Bs VI 74/97 -, InfAuslR 1998, 222).

Jedenfalls stellt die Beschwerde nicht durchgreifend die Einschätzung in Frage, es sei mit weiteren Rechtsverstößen 

der  Antragstellerin  während  der  Dauer  des  Rechtsmittelverfahrens  zu  rechnen.  Soweit  mit  der  Beschwerde 

behauptet wird, die Antragstellerin habe, indem sie falsche Angaben zu den Personalien ihres von ihr als „Freund 

bzw. Verlobten“ bezeichneten Ehemannes gemacht habe, selbst keinen Rechtsverstoß begangen, fehlt es an einer 

Auseinandersetzung mit der gegenteiligen - und zutreffenden - Einschätzung des Verwaltungsgerichts, das ausführ-

lich begründet hat, warum die Antragstellerin insoweit den Straftatbestand des § 95 Abs. 2 Nr. 2 AufenthG erfüllt  

hat. Dass die Straftat nicht strafrechtlich „geahndet“ worden ist, ist im vorliegenden Zusammenhang unbeachtlich. 

Zudem war dies nicht der einzige Rechtsverstoß der Antragstellerin mit dem Ziel der Erlangung eines weiteren 

Aufenthalts.  Die Antragstellerin  hat  nach ihrer  Einreise  in  das Bundesgebiet  im September 2001 nicht  nur im 

Asylverfahren,  sondern  auch nach  rechtskräftiger  Ablehnung des Asylantrags am 5.  April  2003 gegenüber der 

Antragsgegnerin  wahrheitswidrig  angegeben,  sie  heiße  ...,  geboren  am  ...  1979,  um  auf  diese  Weise  ihre 

Identifizierung bei den nepalesischen Behörden und nachfolgend ihre Abschiebung zu verhindern. Selbst nachdem 

anlässlich einer Wohnungsdurchsuchung Identitätsdokumente aufgefunden worden waren, die nahelegten, dass sie 

tatsächlich  wie  im Rubrum angegeben heißt  und  bereits  am 23.  Mai  1972 geboren  wurde,  hat  sie  in  Weiter-

verfolgung ihrer Absichten ihre wahre Identität weiterhin geleugnet und behauptet, die aufgefundenen Dokumente 

seien gefälscht und von ihr nur gekauft worden. Damit hat sie den Straftatbestand des § 92 Abs. 2 Nr. 2 AuslG in 

der bis zum 31. Dezember 2004 geltenden Fassung erfüllt. Dass sie darüber hinaus in Kenntnis des Umstandes, dass 

der  gemeinsamen Tochter  ...  nur  bei  Nachweis der  Eheschließung durch  die  nepalesischen Behörden ein Pass 

ausgestellt  werden  würde,  fortlaufend  behauptet  hat,  ledig  zu  sein,  obwohl  die  Eheschließung  bereits  am 19.  

November 1993 in Nepal erfolgt war, macht hinreichend deutlich, dass zu befürchten ist, die Antragstellerin werde  

jede Gelegenheit nutzen, ihre nach Eintritt der Vollziehbarkeit der Ausreisepflicht mögliche Abschiebung und die 

ihrer Familie auch mit illegalen Mitteln (vgl. § 95 Abs. 2 Nr. 2 AufenthG) zu verhindern.

Die Einwände der Antragstellerin gegen die Ausweisung greifen ebenfalls nicht durch. Der Gesetzgeber hat nicht zu 

erkennen gegeben, dass in  der  Vergangenheit  liegende Täuschungshandlungen aufenthaltsrechtlich unbeachtlich 

sein sollen. Soweit die Antragstellerin sich in diesem Zusammenhang auf den Gesetzentwurf des Bundesrates (BR-

Drs. 505/12 zu einer Neuregelung des § 25a AufenthG und der Einfügung eines § 25b AufenthG) beruft, ist darauf  

hinzuweisen, dass dieser in der Sitzung des Bundestages vom 27. Juni 2013 (BT-PlPr. 17/250) abgelehnt worden ist. 

Soweit der Gesetzesentwurf des Bundestages vom 25. Februar 2015 (vgl. BT-Drs. 18/4097 in der Fassung der  

Beschlussempfehlung und des Berichts des Innenausschusses vom 1. Juli 2015 - BT-Drs. 18/5420 -) eine vergleich-

bare Regelung enthält, wäre eine etwa daraus abzuleitende Wertung erst dann beachtlich, wenn die im Entwurf 

enthaltene Regelung auch so in Kraft tritt. Davon abgesehen trifft die Auffassung der Antragstellerin, nur gegen-

wärtige, nicht aber zurückliegende Täuschungen über die Identität stünden der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 

nach § 25b AufenthG-E entgegen, nicht zu.
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Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis erfordert nach § 25b Abs. 1 Satz 1 der Entwurfsfassung, dass der Aus-

länder sich nachhaltig in die Lebensverhältnisse der Bundesrepublik Deutschland integriert hat. Dies setzt nach § 

25b Abs. 1 Satz 2 AufenthG-E regelmäßig voraus, dass die im Weiteren genannten Maßgaben der Nrn. 1 bis 5  - 

soweit von diesen nicht nach Abs. 3 abzusehen ist - erfüllt sind und keiner der zwingenden Versagungstatbestände 

des Abs. 2 gegeben ist. Ein zwingender Versagungstatbestand ist in dem Fall der von Abs. 2 Nr. 1 u.a. erfassten  

Identitätstäuschung  nach  dem insoweit  eindeutigen  Wortlaut  zwar  nur  dann gegeben,  wenn  diese  gegenwärtig 

vorliegt. Dies hat aber nicht zur Folge, dass zurückliegende Täuschungen generell unbeachtlich sind. Ihnen kommt 

vielmehr Relevanz im Zusammenhang mit der nach § 25b Abs. 1 Satz 2 AufenthG-E vorzunehmenden Prüfung zu,  

ob die Aufenthaltserlaubnis zu versagen ist, weil ein Ausnahmefall von der regelmäßig anzunehmenden Integration  

vorliegt.

§ 25b Abs. 1 Satz 2 AufenthG-E normiert seinem Wortlaut nach („setzt regelmäßig voraus, dass …“) allerdings nur 

ein  Regel-/Ausnahmeverhältnis  dahingehend,  dass  die  nachfolgend  genannten  Maßgaben  der  Nrn.  1  bis  5  im 

Regelfall vorliegen müssen, um die Annahme einer nachhaltigen Integration im Sinne des § 25b Abs. 1 Satz 1  

AufenthG-E zu rechtfertigen, hiervon aber ausnahmsweise abzusehen ist, wenn im Einzelfall trotz Nichterfüllung 

einzelner  Maßgaben  gleichwohl  - etwa  weil  andere  gleich  gewichtige  Integrationsmerkmale  vorliegen  - eine 

nachhaltige Integration gegeben ist. Ein solches Verständnis der Vorschrift, das dem entspricht, welches auch nach  

Auffassung des Gesetzgebers der vergleichbar formulierten Regelung des § 5 Abs. 1 Satz 1 AufenthG zugrunde  

liegt (vgl. BT-Drs. 15/420 S. 70), hatte der Verfasser des Gesetzesentwurfs ausweislich der Entwurfsbegründung 

jedenfalls auch im Blick (vgl. BT-Drs. 18/4097 S. 42). Zugleich sollte der Vorschrift  des § 25b Abs. 1 Satz 2  

AufenthG-E nach dem Willen des Entwurfsverfassers über den unmittelbaren Wortlaut hinaus jedoch ein Regel-/ 

Ausnahmeverhältnis auch dahingehend zukommen, dass bei Vorliegen der Maßgaben der Nrn. 1 bis 5 regelmäßig 

von einer nachhaltigen Integration auszugehen ist und diese nur im Ausnahmefall verneint werden darf (vgl. BT-

Drs. 18/4097 S. 42). In diesem Falle hätte es zwar nahegelegen, eine Formulierung zu verwenden, wie sie etwa in §  

37 Abs. 5 AufenthG enthalten ist („einem Ausländer … wird in der Regel eine Aufenthaltserlaubnis erteilt, wenn 

…“),  verbunden mit  dem Zusatz,  dass  von den  Regelerteilungsvoraussetzungen ausnahmsweise  abzusehen ist, 

wenn im Einzelfall trotz Nichterfüllung einzelner Voraussetzungen gleichwohl eine nachhaltige Integration gegeben 

ist. Aber auch die gewählte Textfassung ist für ein Verständnis im vorstehenden Sinne noch hinreichend offen, so 

dass  dem  erkennbaren  Willen  des  Gesetzgebers  über  eine  erweiternde  Auslegung  des  §  25b  Abs.  1  Satz  2 

AufenthG-E Rechnung getragen werden kann.

Ob ein Ausnahmefall von der regelmäßig anzunehmenden Integration vorliegt, beurteilt sich  - anders als im Fall 

von § 5 Abs. 1 AufenthG - allein danach, ob besondere, atypische Umstände vorliegen, die das sonst ausschlag-

gebende Gewicht der Regelung des § 25b Abs. 1 Satz 2 AufenthG-E beseitigen. Maßgebend ist somit, ob die bei 

Vorliegen  der  Maßgaben  von  Satz  2  Nrn.  1  bis  5  eingreifende  Regelvermutung  der  nachhaltigen  Integration  

widerlegt  ist,  weil  im  Einzelfall  Integrationsdefizite  festzustellen  sind,  die  dazu  führen,  dass  den  erzielten 

Integrationsleistungen  bei  wertender  Gesamtbetrachtung  ein  geringeres  Gewicht  zukommt.  Hingegen  liegt  ein 

Ausnahmefall  nicht  schon dann vor, wenn etwa die Familieneinheit  im Herkunftsland nicht  hergestellt  werden 

kann. Entsprechende verfassungs-, unions- oder völkerrechtliche Gewährleistungen können zwar im Rahmen des § 

5 Abs. 1 AufenthG eine Ausnahme von der Regel rechtfertigen. Dies ist jedoch in dem Umstand begründet, dass 
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diese  Vorschrift  angesichts  ihrer  gesetzlichen  Konzeption  als  Regelerteilungsvoraussetzung  im  Grundsatz  - 

vorbehaltlich ausdrücklich angeordneter Ausnahmen - für alle Aufenthaltstitel gilt. Ohne die Berücksichtigung der 

genannten  Gewährleistungen  im  Rahmen  der  Regel-/Ausnahmeprüfung  des  §  5  Abs.  1  AufenthG  stünde  die 

Nichterfüllung einer Regelerteilungsvoraussetzung der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis  selbst  in  den Fällen 

entgegen, in denen die Schutzwirkungen etwa des Art. 6 GG oder des Art. 8 EMRK die Erteilung eines Aufenthalts-

titels gebieten. Bei der Regel-/Ausnahmeprüfung des § 25b Abs. 1 Satz 2 AufenthG-E geht es hingegen nur um die  

Frage, ob dem Ausländer ein Aufenthaltstitel gerade nach dieser Regelung zu erteilen ist, weil er den Tatbestand der  

nachhaltigen Integration erfüllt. Eine Erteilung nach anderen Vorschriften, namentlich nach § 25 Abs. 5 AufenthG, 

bleibt von der Entscheidung über einen Ausnahmefall von der Regel des § 25b Abs. 1 Satz 2 AufenthG-E unberührt.

Einer Berücksichtigung zurückliegender Täuschungshandlungen im Rahmen von § 25b Abs. 1 Satz 2 AufenthG-E 

steht nicht die Regelung des § 25b Abs. 2 Nr. 1 AufenthG-E entgegen. § 25b Abs. 2 Nr. 1 AufenthG-E statuiert bei 

einem bestimmten gegenwärtigen vorwerfbaren Verhalten des Ausländers einen zwingenden Versagungsgrund, der 

weder in Ausnahmefällen oder im Ermessenswege überwunden werden kann noch einer Würdigung im Einzelfall 

anhand einer Gesamtbetrachtung aller maßgeblichen Umstände zugänglich ist. Im Hinblick auf die grundsätzliche 

Relevanz namentlich der in § 25b Abs. 2 Nr. 1 AufenthG-E angeführten Täuschungshandlungen für die Beurteilung 

des Maßes der Integration (vgl. hierzu BVerwG, Urteil vom 27. Januar 2009 - 1 C 40.07 -, ZAR 2009, 193) kann 

aus dem Umstand,  dass gegenwärtige  vorsätzliche Falschangaben und Täuschungen  - über §  5 Abs.  1  Nr.  1a 

AufenthG hinausgehend  - der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25b AufenthG-E zwingend entgegen-

stehen, nicht geschlossen werden, dass zurückliegende Täuschungen und Handlungen vergleichbarer Art bei der 

Prüfung nach Abs. 1 von vornherein keine Berücksichtigung finden können (vgl. zum Verhältnis von § 25a Abs. 1 

Satz 3 AufenthG zu § 5 Abs. 1 Nr. 1a AufenthG: BVerwG, Urteil vom 14. Mai 2013 - 1 C 17.12 -, InfAuslR 2013, 

324).

Auch bei der Annahme, dass Täuschungshandlungen nicht nach § 25b Abs. 1 Satz 1 AufenthG-E frei zu würdigen  

sind,  sondern ihnen Bedeutung nur im Rahmen der nach § 25 b)  Abs.  1 Satz 2 AufenthG-E vorzunehmenden 

Prüfung zukommt, ob die Aufenthaltserlaubnis wegen Vorliegens eines Ausnahmefalls von der Regel zu versagen 

ist, ist letzteres dann der Fall, wenn die Täuschungshandlung aufgrund ihrer Art oder Dauer so bedeutsam ist, dass 

sie das Gewicht der nach Satz 2 Nrn. 1 bis 5 relevanten Integrationsleistungen für die Annahme der nach Satz 1 für  

die  Erteilung erforderlichen nachhaltigen Integration in  die hiesigen Lebensverhältnisse beseitigt.  Hiervon geht  

auch der Verfasser des Gesetzesentwurfs aus. So ist in der Begründung des Gesetzentwurfs zum Ausschlussgrund 

des § 25 b) Abs. 2 Nr. 1 AufenthG-E ausgeführt, dass die Regelung keine Amnestie für jedes Fehlverhalten in den 

vorangegangenen Verfahren sei; zu Beginn des Verfahrens begangene Täuschungshandlungen zur Staatsangehörig-

keit/Identität könnten [nur - Einfügung durch den Senat] unberücksichtigt bleiben, sofern diese nicht allein kausal 

für  die  lange  Aufenthaltsdauer  gewesen  sind  (vgl.  BT-Drs.  18/4097  S.  44).  Die  lange  Aufenthaltsdauer  der  

Antragstellerin und ihrer Familie ist hier jedoch allein auf die Falschangaben der Antragstellerin zur Identität ihres 

Ehemannes zurückzuführen.
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Die vorstehende Bewertung trifft in gleicher Weise auf das Verhältnis zwischen dem Versagungsgrund des § 25b 

Abs. 2 Nr. 2 AufenthG-E zu § 25b Abs. 1 AufenthG-E einerseits und zu § 5 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG andererseits zu.

Die allgemeine Erteilungsvoraussetzung des Nichtvorliegens von Ausweisungsgründen bzw.  -interessen nach § 5 

Abs. 1 Nr. 2 AufenthG gilt uneingeschränkt auch für die Vorschrift des § 25b AufenthG-E. Entsprechend der gesetz-

lichen Konzeption gelten die Regelerteilungsvoraussetzungen des § 5 AufenthG für alle Aufenthaltstitel,  sofern 

nicht der Gesetzgeber im Einzelfall angeordnet hat, dass von ihrer Anwendung ganz oder hinsichtlich einzelner 

Erteilungsvoraussetzungen zwingend abzusehen ist oder nach Ermessen abgesehen werden kann (vgl. zu § 25a 

AufenthG: BVerwG, Urteil vom 14. Mai 2013 - 1 C 17.12 -, a.a.O.).

§  25b  Abs.  1  Satz  1  AufenthG-E  suspendiert  jedoch  nur  von  den  Regelerteilungsvoraussetzungen  der  (voll-

ständigen) Lebensunterhaltssicherung und der Einreise  im Wege eines ordnungsgemäßen Visumverfahrens (§ 5 

Abs.  1  Nr.  1  und Abs.  2  AufenthG).  Dass  der  Verfasser  des  Gesetzesentwurfs  trotz  des  insoweit  eindeutigen  

Wortlauts  gleichwohl  ausnahmsweise  von  einem  abweichenden  Verständnis  ausgegangen  wäre,  ist  nicht  zu 

erkennen.  Im  Gegenteil  ist  in  der  Entwurfsbegründung  ausdrücklich  ausgeführt,  dass  im  Rahmen  des  §  25b 

AufenthG-E auch die allgemeinen Erteilungsvoraussetzungen gelten, und infolgedessen gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 2 

AufenthG die Titelerteilung in der Regel voraussetzt, dass kein Ausweisungsinteresse besteht (vgl. BT-Drs. 18/4097 

S. 45 zu Abs. 2 Nr. 2). Anders als dies ggf. im Anwendungsbereich des § 25a Abs. 3 AufenthG der Fall sein mag,  

stehen auch Sinn und Zweck der Regelung des § 25b AufenthG-E der Anwendung des § 5 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG 

bzw. der Annahme eines Regelfalls im Sinne dieser Vorschrift nicht entgegen. Im Gegensatz zu der Altfallregelung 

des § 104a Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 AufenthG oder der Vorschrift des § 25a Abs. 3 AufenthG, die die Erteilung einer  

Aufenthaltserlaubnis nur dann ermöglichen, wenn der Ausländer nicht wegen einer im Bundesgebiet begangenen 

vorsätzlichen  Straftat  verurteilt  wurde,  wobei  nur  Geldstrafen  von  insgesamt  bis  zu  50  Tagessätzen  bzw.  90 

Tagessätzen wegen Straftaten,  die  nur von Ausländern begangen werden können, grundsätzlich außer Betracht  

bleiben, statuiert § 25b Abs. 2 Nr. 2 AufenthG-E mit der Bezugnahme auf § 54 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 und 2  

AufenthG-E einen Versagungsgrund, der erst bei gravierender Straffälligkeit des Ausländers  - Voraussetzung ist 

eine Verurteilung zu mindestens einem Jahr Freiheitsstrafe bzw. im Fall der Verurteilung zu einer Jugendstrafe von  

einem Jahr darüber hinaus die Nichtaussetzung zur Bewährung - eingreift. Hieraus kann nicht geschlossen werden, 

dass bei straffällig gewordenen Ausländern bis zu der genannten Strafbarkeitsschwelle eine - gesetzlich normierte - 

Ausnahme von der Regel des § 5 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG vorliegt. Einer solchen Betrachtung steht - abgesehen von 

dem fehlenden Willen des Gesetzgebers  - bereits  der  Zweck der Regelung entgegen, einen Aufenthalt  nur bei 

nachhaltiger Integration zu gewähren. Eine nachhaltige Integration setzt aber regelmäßig neben einer wirtschaft-

lichen Verfestigung und sozialen Eingliederung in die  hiesigen Gesellschaftsverhältnisse auch voraus,  dass der 

Ausländer nicht nur über Kenntnisse der Rechtsordnung verfügt (vgl. § 25b Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 AufenthG-E), 

sondern diese auch beachtet. Dem entsprechend ist auch in der Entwurfsbegründung ausgeführt, dass grundsätzlich 

nur Ausländer, die sich an Recht und Gesetz halten, wegen ihrer vorbildlichen Integration begünstigt werden sollen.  

Soweit es in der Entwurfsbegründung im Weiteren heißt, bei Vorliegen eines Ausweisungsinteresses [nur] nach § 54 

Abs. 2 Nrn. 3 bis 6 AufenthG-E sei regelmäßig auch keine nachhaltige Integration gegeben, folgt hieraus nicht, dass 

die von Nr. 9 erfassten Straftaten generell unberücksichtigt bleiben sollen. Vielmehr ging der Verfasser, wie die  

weitere Begründung und die Entwurfsfassung des § 25b Abs. 2 Nr. 2 AufenthG-E in der Fassung der Bundestags -
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drucksache 18/4097 belegen, von der - irrigen - Annahme aus, der Versagungstatbestand erstrecke sich ohnehin auf 

alle Ausländer, die zu Strafen von insgesamt mehr als 50 (bzw. 90) Tagessätzen verurteilt worden sind.

Aus den vorstehenden Ausführungen folgt zugleich, dass Straftaten unterhalb der Schwelle des § 54 Abs. 2 Nrn. 1 

und 2 AufenthG-E auch einer einzelfallbezogenen Würdigung im Rahmen des § 25b Abs. 1 AufenthG-E nicht von 

vornherein entzogen sind.

Die verhältnismäßig lange Aufenthaltsdauer der Antragstellerin im Bundesgebiet haben entgegen dem Beschwerde-

vorbringen sowohl die Antragsgegnerin als auch das Verwaltungsgericht gewürdigt. Welche über die Erlernung der 

deutschen Sprache hinausgehenden Integrationsleistungen die  Antragstellerin  erbracht haben soll,  die  angeblich 

nicht berücksichtigt worden seien, wird mit der Beschwerde nicht dargelegt. Dass die Antragstellerin „nie straffällig  

geworden“ sei,  trifft  schon nicht  zu und wäre überdies eine Selbstverständlichkeit.  Inwiefern sie „am sozialen  

Leben teilnimmt“ ist mangels weiterer Darlegung nicht erkennbar.

Soweit  die  Antragstellerin  sich  gegen  die  Rücknahmeentscheidung  wendet,  genügt  das  Vorbringen  nicht  dem 

Darlegungserfordernis. Das Verwaltungsgericht hat ausgeführt, auf die Rechtmäßigkeit komme es im vorliegenden 

Verfahren  - anders als im Hauptsacheverfahren  - nicht an. Denn die Interessenabwägung falle schon deshalb zu 

Lasten der Antragstellerin aus, weil diese gemäß § 58 Abs. 2 Satz 2 AufenthG ohnehin vollziehbar ausreisepflichtig 

sei. Hierzu verhält sich die Beschwerde nicht.

Der erstmals im Beschwerdeverfahren gestellte Antrag auf Gewährung von Abschiebungsschutz kann schon aus  

prozessualen Gründen keinen Erfolg haben. Denn hierbei handelt es sich um einen neuen Streitgegenstand. Das 

Beschwerdeverfahren dient aber ausschließlich der Überprüfung der erstinstanzlichen Entscheidung.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO. Die Festsetzung des Streitwertes beruht auf den §§ 47 Abs. 

1, 53 Abs. 2 Nr. 2, 52 Abs. 1 und 2 GKG.

Der Beschluss ist unanfechtbar.

Vorinstanz: Verwaltungsgericht Düsseldorf, 7 L 2550/13
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